
BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 20. April 2009 

zur Einrichtung der Exekutivagentur „Bildung, Audiovisuelles und Kultur“ für die Verwaltung der 
Gemeinschaftsmaßnahmen in den Bereichen Bildung, Audiovisuelles und Kultur gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 58/2003 des Rates 

(2009/336/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 58/2003 des Rates vom 
19. Dezember 2002 zur Festlegung des Statuts der Exekutiv-
agenturen, die mit bestimmten Aufgaben bei der Verwaltung 
von Gemeinschaftsprogrammen beauftragt werden ( 1 ), insbeson-
dere auf Artikel 3 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit dem Beschluss 2005/56/EG der Kommission ( 2 ) 
wurde die Exekutivagentur „Bildung Audiovisuelles und 
Kultur“ (im Folgenden „Agentur“ genannt) eingerichtet 
und mit der Verwaltung der Gemeinschaftsmaßnahmen 
in den Bereichen Bildung, Audiovisuelles und Kultur be-
traut. 

(2) Diesen Gründungsbeschluss hat Kommission mittlerweile 
mehrfach geändert, um den Aufgabenbereich der Agentur 
auf die Verwaltung neuer Projekte und Programme aus-
zudehnen. 

(3) Da nun weitere Änderungen anstehen, sollte der Be-
schluss 2005/56/EG aus Gründen der Klarheit aufgeho-
ben und durch den vorliegenden Beschluss ersetzt wer-
den. 

(4) Mit der Verordnung (EG) Nr. 58/2003 wird der Kommis-
sion die Befugnis übertragen, die Einrichtung von Exeku-
tivagenturen entsprechend dem in der genannten Verord-
nung festgelegten Statut zu beschließen und ihnen be-
stimmte Aufgaben bei der Verwaltung von einem oder 
mehreren Gemeinschaftsprogrammen zu übertragen. 

(5) Mit der Schaffung einer Exekutivagentur soll die Kommis-
sion in die Lage versetzt werden, sich vorrangig auf die 
Tätigkeiten und Aufgaben zu konzentrieren, die nicht 
ausgelagert werden können. Die Kommission ist jedoch 
weiter für die Kontrolle und Überwachung der von den 
Exekutivagenturen verwalteten Maßnahmen zuständig 
und trägt die endgültige Verantwortung. 

(6) Bei der Verwaltung bestimmter zentral verwalteter Teile 
verschiedener Programme in den Bereichen Bildung, Au-
diovisuelles und Kultur geht es um die Durchführung 
praktischer Projekte, für die keine politischen Entschei-
dungen getroffen werden müssen, die jedoch während 
des gesamten Projektzyklus fundierte sachbezogene und 
finanzielle Fachkenntnisse erfordern. 

(7) Werden Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung dieser Programme auf eine Exekutivagentur übertra-
gen, so kann eine deutliche Trennung vorgenommen 
werden zwischen den Programmplanungsphasen und 
den Finanzierungsbeschlüssen, die unter die Zuständigkeit 
der Kommissionsdienststellen fallen, einerseits und der 
Projektdurchführung, mit der eine Exekutivagentur beauf-
tragt werden kann, anderseits. 

(8) Die Einrichtung einer Exekutivagentur ändert nichts da-
ran, dass der Rat die Kommission mit der Verwaltung 
bestimmter Aktionsphasen der verschiedenen Programme 
beauftragt hat, noch daran, dass im Rahmen bestimmter 
Programme Verwaltungsaufgaben auf Nationalagenturen 
übertragen wurden. 

(9) Eine Kosten-Nutzen-Analyse hat ergeben, dass der Rück-
griff auf eine Exekutivagentur für die Verwaltung be-
stimmter zentral verwalteter Teile der Programme in 
den Bereichen Bildung, Audiovisuelles und Kultur die 
günstigste unter allen denkbaren Optionen darstellt, 
und zwar sowohl in finanzieller als auch in nichtfinan-
zieller Hinsicht. 

(10) Die bisherigen Aufgaben der Agentur umfassen auch die 
Verwaltung des Programms zur Verbesserung der Quali-
tät der Hochschulbildung und Förderung des interkultu-
rellen Verständnisses durch die Zusammenarbeit mit 
Drittstaaten (Erasmus Mundus). Dieses Programm ist am 
31. Dezember 2008 ausgelaufen, und an seine Stelle trat 
das Programm Erasmus Mundus 2009-2013 zur Verbes-
serung der Qualität der Hochschulbildung und zur För-
derung des interkulturellen Verständnisses durch die Zu-
sammenarbeit mit Drittstaaten (im Folgenden „Erasmus 
Mundus II“ genannt), das vom 1. Januar 2009 bis zum 
31. Dezember 2013 läuft. 

(11) Eine im Auftrag der Kommission durchgeführte externe 
Evaluierung, die im Februar 2009 abgeschlossen wurde, 
hat ergeben, dass die Agentur am besten dafür geeignet 
ist, die Verwaltung von Erasmus Mundus II zu überneh-
men. Entsprechend wird darin empfohlen, das Aufgaben-
spektrum der Agentur um die Verwaltung dieses Pro-
gramms zu erweitern.
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(12) Die Verordnung (EG) Nr. 1653/2004 ( 1 ) der Kommission 
legt die Standardhaushaltsordnung fest, die für Exekutiv-
agenturen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 58/2003 zu 
verwenden ist. 

(13) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses der Exeku-
tivagenturen. 

(14) Der Beschluss 2005/56/EG sollte aufgehoben werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Einrichtung der Agentur 

(1) Es wird eine Exekutivagentur (im Folgenden „Agentur“ 
genannt) für die Verwaltung von Gemeinschaftsmaßnahmen in 
den Bereichen Bildung, Audiovisuelles und Kultur eingerichtet, 
deren Statut und deren wesentliche Arbeitsmodalitäten in der 
Verordnung (EG) Nr. 58/2003 geregelt sind. 

(2) Die Agentur wird „Exekutivagentur Bildung, Audiovisuel-
les und Kultur“ genannt. 

Artikel 2 

Standort 

Der Sitz der Agentur befindet sich in Brüssel. 

Artikel 3 

Dauer 

Die Agentur wird für den Zeitraum vom 1. Januar 2005 bis 
zum 31. Dezember 2015 eingerichtet. 

Artikel 4 

Ziele und Aufgaben 

(1) Die Agentur ist für die Verwaltung bestimmter Teile der 
folgenden Gemeinschaftsprogramme zuständig: 

1. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung im Rahmen der Bestimmungen über die Wirt-
schaftshilfe für bestimmte Länder in Mittel- und Osteuropa 
(PHARE) gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 des 
Rates ( 2 ) in Frage kommen; 

2. Programm zur Förderung der Projektentwicklung und des 
Vertriebs europäischer audiovisueller Werke (MEDIA II — 
Projektentwicklung und Vertrieb) (1996-2000), eingerichtet 
durch den Beschluss 95/563/EG des Rates ( 3 ); 

3. Fortbildungsprogramm für die Fachkreise der europäischen 
audiovisuellen Programmindustrie (MEDIA II — Fortbildung) 
(1996-2000), eingerichtet durch den Beschluss 95/564/EG 
des Rates ( 4 ); 

4. „Sokrates“, zweite Phase des gemeinschaftlichen Aktionspro-
gramms im Bereich der allgemeinen Bildung (2000-2006), 
eingerichtet durch den Beschluss Nr. 253/2000/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates ( 5 ); 

5. „Leonardo da Vinci“, zweite Phase des gemeinschaftlichen 
Aktionsprogramms im Bereich der beruflichen Bildung 
(2000-2006), eingerichtet durch den Beschluss 
1999/382/EG des Rates ( 6 ); 

6. Gemeinschaftliches Aktionsprogramm „Jugend“ (2000- 
2006), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 
1031/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ( 7 ); 

7. Programm „Kultur 2000“ (2000-2006), eingerichtet durch 
den Beschluss Nr. 508/2000/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates ( 8 ); 

8. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung im Rahmen der Bestimmungen zur Unterstüt-
zung der Partnerstaaten in Osteuropa und Mittelasien gemäß 
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 99/2000 des Rates ( 9 ) in 
Frage kommen (2000-2006); 

9. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung im Rahmen der Bestimmungen über die Hilfe für 
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien, Montenegro, Serbien 
und Kosovo (Resolution Nr. 1244 des VN-Sicherheitsrates) 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2666/2000 des Rates ( 10 ) in 
Frage kommen (2000-2006);
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10. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung im Rahmen der Bestimmungen über finanzielle 
und technische Begleitmaßnahmen zur Reform der wirt-
schaftlichen und sozialen Strukturen im Rahmen der Part-
nerschaft Europa-Mittelmeer (MEDA) gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 2698/2000 des Rates in Frage kommen ( 1 ); 

11. dritte Phase des europaweiten Programms zur Zusammen-
arbeit im Hochschulbereich (Tempus III) (2000-2006), ein-
gerichtet durch den Beschluss 1999/311/EG des Rates ( 2 ); 

12. Projekte, die für eine Finanzierung auf Grundlage des Ab-
kommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
den Vereinigten Staaten von Amerika zur Erneuerung des 
Kooperationsprogramms im Bereich der Hochschul- und 
Berufsbildung in Frage kommen, das mit dem Beschluss 
2001/196/EG des Rates ( 3 ) genehmigt wurde (2001-2005); 

13. Projekte, die für eine Finanzierung auf Grundlage des Ab-
kommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Regierung Kanadas zur Erneuerung des Kooperations-
programms im Bereich der Hochschul- und Berufsbildung 
in Frage kommen, das mit dem Beschluss 2001/197/EG des 
Rates ( 4 ) genehmigt wurde (2001-2005); 

14. Programm zur Förderung von Entwicklung, Vertrieb und 
Öffentlichkeitsarbeit hinsichtlich europäischer audiovisueller 
Werke (MEDIA Plus — Entwicklung, Vertrieb und Öffent-
lichkeitsarbeit) (2001-2006), eingerichtet durch den Be-
schluss 2000/821/EG des Rates ( 5 ); 

15. Fortbildungsprogramm für die Fachkreise der europäischen 
audiovisuellen Programmindustrie (MEDIA-Fortbildung) 
(2001-2006), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 
163/2001/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ( 6 ); 

16. Mehrjahresprogramm für die wirksame Integration von In-
formations- und Kommunikationstechnologien (IKT) in die 
Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung in Europa 
(Programm „eLearning“) (2004-2006), eingerichtet durch 
die Entscheidung Nr. 2318/2003/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates ( 7 ); 

17. Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung einer 
aktiven europäischen Bürgerschaft (Bürgerbeteiligung) 
(2004-2006), eingerichtet durch den Beschluss 
2004/100/EG des Rates ( 8 ); 

18. Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung von auf 
europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen Einrichtungen 
(2004-2006), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 
790/2004/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ( 9 ); 

19. Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Unterstützung von 
auf europäischer Ebene tätigen Einrichtungen und zur För-
derung von punktuellen Tätigkeiten im Bereich der allge-
meinen und beruflichen Bildung (2004-2006), eingerichtet 
durch den Beschluss Nr. 791/2004/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 10 ); 

20. Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung von auf 
europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen Einrichtungen 
(2004-2006), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 
792/2004/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ( 11 ); 

21. Programm zur Verbesserung der Qualität der Hochschul-
bildung und Förderung des interkulturellen Verständnisses 
durch die Zusammenarbeit mit Drittstaaten (Erasmus Mun-
dus) (2004-2008), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 
2317/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ( 12 ); 

22. Projekte, die für eine Finanzierung auf Grundlage des Ab-
kommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
den Vereinigten Staaten von Amerika zur Erneuerung des 
Kooperationsprogramms im Bereich der Hochschul- und 
Berufsbildung in Frage kommen, das mit dem Beschluss 
2006/910/EG des Rates genehmigt wurde ( 13 ) (2006-2013); 

23. Projekte, die für eine Finanzierung auf Grundlage des Ab-
kommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Regierung Kanadas zur Schaffung eines Kooperations-
rahmens im Bereich von Hochschulbildung, Berufsbildung 
und Jugend in Frage kommen, das mit dem Beschluss 
2006/964/EG des Rates ( 14 ) genehmigt wurde (2006-2013);
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24. Aktionsprogramm im Bereich des lebenslangen Lernens 
(2007-2013), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 
1720/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ( 1 ); 

25. Programm „Kultur“ (2007-2013), eingerichtet durch den 
Beschluss Nr. 1855/2006/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 2 ); 

26. Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ zur För-
derung einer aktiven europäischen Bürgerschaft (2007- 
2013), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 
1904/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ( 3 ); 

27. Programm „Jugend in Aktion“ (2007-2013), eingerichtet 
durch den Beschluss Nr. 1719/2006/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 4 ); 

28. Förderprogramm für den europäischen audiovisuellen Sek-
tor (MEDIA 2007) (2007-2013), eingerichtet durch den 
Beschluss Nr. 1718/2006/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 5 ); 

29. Aktionsprogramm Erasmus Mundus II (2009-2013) zur 
Verbesserung der Qualität der Hochschulbildung und zur 
Förderung des interkulturellen Verständnisses durch die Zu-
sammenarbeit mit Drittstaaten, eingerichtet durch den Be-
schluss Nr. 1298/2008/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 6 ); 

30. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung im Rahmen der Bestimmungen über die Unter-
stützung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsländern Asiens gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 
443/92 des Rates ( 7 ) in Frage kommen; 

31. Projekte in den Bereichen Hochschulbildung und Jugend, 
die für eine Finanzierung im Rahmen der Bestimmungen 
des Instruments für Heranführungshilfe (IPA) in Frage kom-
men, das durch die Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des 
Rates ( 8 ) eingerichtet wurde; 

32. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung im Rahmen der Bestimmungen des Europä-
ischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments in 
Frage kommen, das durch die Verordnung (EG) Nr. 

1638/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 9 ) 
eingerichtet wurde; 

33. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung im Rahmen der Bestimmungen des Finanzie-
rungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit in 
Frage kommen, das durch die Verordnung (EG) Nr. 
1905/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 10 ) 
eingerichtet wurde; 

34. Projekte in den Bereichen Hochschulbildung und Jugend, 
die für eine Finanzierung im Rahmen der Bestimmungen 
des Instruments für die Zusammenarbeit mit industrialisier-
ten Ländern und Gebieten und anderen Ländern und Ge-
bieten mit hohem Einkommen in Frage kommen, das 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates ( 11 ) 
eingerichtet wurde; 

35. Projekte im Bereich der Hochschulbildung, die für eine Fi-
nanzierung aus den Mitteln des Europäischen Entwicklungs-
fonds nach Maßgabe des Partnerschaftsabkommens zwi-
schen den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und 
im Pazifischen Ozean einerseits und der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits in 
Frage kommen, das am 23. Juni 2000 in Cotonou unter-
zeichnet wurde (Beschluss 2003/159/EG des Rates ( 12 ), ge-
ändert durch das am 25. Juni 2005 in Luxemburg unter-
zeichnete Abkommen (Beschluss 2005/599/EG des Ra-
tes ( 13 ). 

(2) Die Agentur ist im Rahmen der Verwaltung der in Ab-
satz 1 genannten Teile der Gemeinschaftsprogramme für fol-
gende Aufgaben zuständig: 

a) Verwaltung der Projekte von der Entstehung bis zum Ab-
schluss im Rahmen der Durchführung der ihr anvertrauten 
Gemeinschaftsprogramme auf Grundlage des Jahresarbeit-
sprogramms, das als Finanzierungsbeschluss für die Gewäh-
rung von Finanzhilfen und die Vergabe öffentlicher Aufträge 
in den Bereichen Bildung, Audiovisuelles und Kultur von der 
Kommission angenommen wurde, oder auf Grundlage spezi-
fischer Finanzierungsbeschlüsse der Kommission sowie 
Durchführung der dazu erforderlichen Kontrollen durch 
sachdienliche Entscheidungen, die auf der Grundlage der Be-
fugnisübertragung durch die Kommission getroffen werden; 

b) Annahme der Instrumente für die Haushaltsdurchführung bei 
Einnahmen und Ausgaben sowie — auf der Grundlage der 
Befugnisübertragung durch die Kommission — Durchfüh-
rung einiger oder aller für die Verwaltung der Gemeinschafts-
programme erforderlichen Maßnahmen, insbesondere jener, 
die mit der Vergabe von Finanzhilfen und Aufträgen im 
Zusammenhang stehen;
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c) Erhebung und Analyse aller für die Ausrichtung der Durch-
führung der Gemeinschaftsprogramme erforderlichen Infor-
mationen und Weiterleitung an die Kommission; 

d) Betreiben des Informationsnetzes zum Bildungswesen in Eu-
ropa („Eurydice“) auf europäischer Ebene (Erhebung, Analyse 
und Verbreitung von Informationen sowie Erstellung von 
Studien und Veröffentlichungen). 

(3) Der Agentur kann nach Stellungnahme des Ausschusses 
der Exekutivagenturen von der Kommission die Befugnis über-
tragen werden, gleichartige Aufgaben im Rahmen nicht in Ab-
satz 1 genannter Gemeinschaftsprogramme in den Bereichen 
Bildung, Audiovisuelles und Kultur im Sinne des Artikels 2 
der Verordnung (EG) Nr. 58/2003 durchzuführen. 

(4) In dem Beschluss über die Befugnisübertragung durch die 
Kommission werden alle der Agentur übertragenen Aufgaben 
im Einzelnen festgelegt, und der Beschluss wird unter Berück-
sichtigung zusätzlicher Aufgaben, die der Agentur gegebenen-
falls übertragen werden, abgeändert. Er wird dem Ausschuss der 
Exekutivagenturen zur Information vorgelegt. 

Artikel 5 

Organisatorische Struktur 

(1) Die Agentur wird von einem Lenkungsausschuss und ei-
nem Direktor, die von der Kommission ernannt werden, ver-
waltet. 

(2) Die Mitglieder des Lenkungsausschusses werden für zwei 
Jahre ernannt. 

(3) Der Direktor der Agentur wird grundsätzlich für vier 
Jahre ernannt. Die Festlegung seiner Amtszeit erfolgt unter Be-
rücksichtigung der geplanten Dauer der Durchführung der Ge-

meinschaftsprogramme, mit deren Verwaltung die Exekutivagen-
tur beauftragt wird. 

Artikel 6 

Zuschuss 

Unbeschadet anderer Einnahmen erhält die Agentur zur De-
ckung ihrer Betriebskosten einen im Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Union ausgewiesenen Zuschuss sowie Mittel aus 
dem Europäischen Entwicklungsfonds. Der Zuschuss bzw. die 
Mittel werden der Mittelausstattung der in Artikel 4 Absatz 1 
genannten Programme und, sofern angebracht, anderer Gemein-
schaftsprogramme entnommen, mit deren Durchführung die 
Agentur gemäß Artikel 4 Absatz 3 beauftragt wird. 

Artikel 7 

Kontrolle und Berichterstattung 

Die Agentur unterliegt der Kontrolle der Kommission und er-
stattet über die Durchführung der ihr anvertrauten Programme 
regelmäßig Bericht, wobei die einschlägigen Modalitäten und die 
Häufigkeit der Berichterstattung in der Übertragungsverfügung 
präzisiert sind. 

Artikel 8 

Ausführung des Verwaltungshaushaltsplans 

Die Agentur führt ihren Verwaltungshaushaltsplan nach den 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1653/2004 aus. 

Artikel 9 

Aufhebung 

Der Beschluss 2005/56/EG wird aufgehoben. 

Bezugnahmen auf den aufgehobenen Beschluss gelten als Bezugnahmen auf den vorliegenden 
Beschluss. 

Brüssel, den 20. April 2009 

Für die Kommission 

Ján FIGEĽ 
Mitglied der Kommission
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